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FRANKREICHS STREITKRÄFTE ZWISCHEN  
INTERNATIONALEM GESTALTUNGSANSPRUCH  
UND NATIONALEN BUDGETZWÄNGEN 

 
 
RONJA KEMPIN ||||| Frankreich prescht militärisch vor, gestern in Libyen und Mali, heute in der 

Zentralafrikanischen Republik. Gleichzeitig verordnen die Regierungsverantwortlichen in Paris den 

Streitkräften einen harschen Sparkurs und verkleinern die Armee drastisch. Gelingt Frankreich der 

Spagat zwischen internationalem Gestaltungsanspruch und nationalem Haushaltsdruck? Oder sind 

die Interventionen in Afrika das letzte Aufbäumen von Europas letzter Militärmacht? 

 
 
 

EINLEITUNG 
Frankreich sendet in der Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik gegenwärtig widersprüch-
liche Signale aus. Die militärischen Einsätze in 
Libyen, Mali und der Zentralafrikanischen Re-
publik verdeutlichen, dass die politische Elite 
des Landes weiterhin gewillt ist, das Weltge-
schehen durch den Einsatz militärischer Mittel 
und Fähigkeiten zu beeinflussen. Zur gleichen 
Zeit belegen Ankündigungen wie diejenige, das 
110. französische Infanterieregiment aus Kos-
tengründen aus Deutschland abzuziehen, wie 
angespannt die finanzielle Situation der franzö-
sischen Streitkräfte ist. Gelingt dem Militär der 
Spagat zwischen internationalem Gestaltungs-
anspruch und nationalem Haushaltsdruck? 

 
Frankreichs internationale  
Militärengagements 

Seit der Französischen Revolution von 1789 
mit ihrem Vermächtnis von „Freiheit, Gleich-
heit, Brüderlichkeit“ sehen sich die Regierungs-
verantwortlichen des Landes in der Pflicht, die-
sen zivilisatorischen Errungenschaften weltweit 
Geltung zu verschaffen und für ihre Einhaltung 
einzutreten. Die Überzeugung, eine besondere 
Verantwortung für das Weltgeschehen zu tra-
gen, wuchs mit dem Ende des Zweiten Welt-
krieges weiter an. Der Sieg über Nazideutsch-
land brachte Frankreich einen ständigen Sitz 

im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Die 
Nuklearwaffen, über die das Land seit 1960 
verfügt, katapultierten Paris schließlich in den 
Kreis der militärischen Großmächte.1 Wann im-
mer es gilt, in Krisen und Konflikten Stellung 
zu beziehen, sich einzumischen,2 ist Frankreich 
zur Stelle. In Afrika etwa hat Paris seit der Ent-
lassung seiner ehemaligen Kolonien in die Un-
abhängigkeit 39 Mal militärisch eingegriffen.3 

 
Libyen 2011 

So auch im März 2011, als das Land unter der 
Führung von Staatspräsident Nicolas Sarkozy 
den internationalen Militäreinsatz in Libyen 
anführte. Die Mitglieder des UN-Sicherheitsra-
tes hatten auf Drängen Frankreichs am 17. März 
2011 die UN-Resolution 1973 verabschiedet.4 
Der Text erlaubte der internationalen Staaten-
gemeinschaft, Militärschläge gegen das Regime 
des libyschen Diktators Gaddafi durchzufüh-
ren. Im Februar 2011 hatte die Protestwelle des 
„arabischen Frühlings“ Libyen erreicht. In Ben-
gasi, der zweitgrößten Stadt des Landes, war es 
zu Zusammenstößen zwischen Aufständischen, 
der Polizei und den Anhängern Muammar al-
Gaddafis gekommen, die schnell in blutige 
Kämpfe mündeten. Nachdem es den Regierungs-
truppen Anfang März gelungen war, strategi-
sche Städte zurückzuerobern, drohte Gaddafi 
der Bevölkerung Bengasis mit einem Blutbad. 
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Um dieses zu verhindern, vereinbarte die inter-
nationale Gemeinschaft schließlich, zum Schutz 
der Bevölkerung vor Übergriffen des Regimes 
eine Flugverbotszone einzurichten und diese 
militärisch zu sichern. Die von Frankreich und 
Großbritannien angeführte internationale Mili-
täroperation mündete im Oktober 2011 in die 
Ermordung Muammar al-Gaddafis und die Be-
freiung des Landes.5 Frankreich leistete dabei 
zwei Drittel aller Flugeinsätze. Im Rahmen der 
„Opération Harmattan“ stellte das Land Aus-
rüstung und Personal im Wert von täglich 
1 Mio. Euro zur Verfügung. Auch politisch 
führte Frankreich die internationale Gemein-
schaft: Die Regierung in Paris lehnte Kompro-
misse mit dem libyschen Regime ab, beharrte 
auf dem Sturz des Diktators und lieferte den 
Rebellen heimlich Waffen sowie die Expertise 
seiner Militärberater. Nach dem Sturz Gaddafis 
versicherte Nicolas Sarkozy auf dem Flugzeug-
träger Charles de Gaulle, sein Land werde sich 
„überall engagieren, wo die Freiheit der Völker 
und die Demokratie bedroht sind“.6 

 
Mali und Zentralafrikanische Republik 2013 

Dieser Devise scheint sich auch Nicolas Sar-
kozys Nachfolger im höchsten Staatsamt Frank-
reichs verpflichtet zu fühlen. Der im Mai 2012 
zum 7. Präsidenten der V. Republik gewählte 
François Hollande führte die Streitkräfte seines 
Landes im Januar sowie im Dezember 2013 
erneut in militärische Auseinandersetzungen, 
zunächst im Mali, dann in die Zentralafrikani-
sche Republik. 

Dabei schien es zunächst, als vollziehe der 
sozialistische Präsident eine Abkehr von der 
Politik militärischer Interventionen. Im Wahl-
kampf hatte Hollande im Frühjahr 2012 ver-
sprochen, im Falle seiner Wahl Frankreichs 
Soldaten vorzeitig aus Afghanistan abzuziehen. 
Im Januar 2012 hatte eine Serie von Anschlägen 
gegen französische Militärangehörige zu einer 
verschärften Kritik am Engagement des Landes 
in Afghanistan geführt. Frankreich hatte in 
Afghanistan die Verantwortung für die Provinz 
Kapisa, nordöstlich von Kabul. Dort erlitten 
französische Kampftruppen seit ihrer Verlegung 
im Jahr 2008 schwere Verluste: Knapp zwei 
Drittel der 88 getöteten französischen Soldaten 
wurden in dieser Schlüsselprovinz zwischen 

Kabul und Pakistan getötet. Nach seiner Wahl 
zum Staatspräsidenten setzte Hollande sein 
Versprechen um: Zwei Jahre vor dem für 2014 
geplanten Ende des Einsatzes der Internationa-
len Schutztruppe (ISAF) verließen die französi-
schen Kampfeinheiten Afghanistan. Bereits im 
Juli 2012 übergab Frankreich die Schutzver-
antwortung für die Provinz an die afghanischen 
Autoritäten. Im November 2012 holte es die 
französische Flagge im Feldlager Nidschrab ein 
und verlegte die verbliebenen 500 Soldaten sei-
ner Kampftruppe nach Hause zurück.7 

Doch waren die Streitkräfte des Landes be-
reits wenige Wochen später wieder im Einsatz, 
diesmal in Afrika: Sahelistan, so nennt man in 
Paris die 7.500 Kilometer lange Wüste, die vom 
Senegal bis nach Somalia reicht – ein Gebiet, 
durchzogen von Schmuggler- und Drogenrou-
ten, unmöglich zu beherrschen, weder von den 
schwachen afrikanischen Staaten Mali, Niger 
oder Tschad noch von Frankreich, der ehema-
ligen Kolonialmacht. Und doch bearbeitet das 
Land gegenwärtig gleich zwei Krisenherde mili-
tärisch: Im Januar 2013 entsandte Staatspräsi-
dent François Hollande 2.500 Soldaten nach 
Mali mit dem Auftrag, den Vormarsch ebenso 
entschlossener wie gut gerüsteter und trainierter 
Islamisten auf die Hauptstadt Bamako zu stop-
pen. Elf Monate später, am 5. Dezember 2013, 
erteilte Hollande 1.600 französischen Armee-
angehörigen den Befehl, in der Zentralafrikani-
schen Republik religiös motivierte Gewalttaten 
zu unterbinden und überlebenswichtige Versor-
gungsrouten des Landes in den Tschad sowie 
nach Kamerun zu sichern. 

 
KOSTSPIELIGE INTERVENTIONEN ZUR UNZEIT 

Doch kamen die beiden jüngsten Interven-
tionen für die Regierung in Paris zur Unzeit – 
aus zwei Gründen.  

 
Alternativlose Lage in Afrika 

Zum einen versucht Frankreich seit Jahren, 
die Beziehungen zu seinen ehemaligen Kolonien 
in Afrika auf eine neue Grundlage zu stellen. 
Bei seinem Antrittsbesuch in Senegal erklärte 
Präsident Hollande im Oktober 2012 die Zeit 
der „Françafrique“, des dichten Geflechts politi-
scher, militärischer und wirtschaftlicher Geheim-
verbindungen, mit dem Paris darauf abzielte, 
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seine Vorrangstellung im frankophonen Afrika 
zu bewahren, endgültig für „beendet“.8 Mit 
seinem Eingreifen in die Konflikte in Mali und 
der Zentralafrikanischen Republik erweckt der 
Elysée-Palast gleichwohl den Eindruck, in der 
Kontinuität der französischen Afrikapolitik ver-
haftet zu sein. Seit der Rede Mitterrands 1990 
in La Baule, in der er Frankreichs Entwick-
lungshilfe an Schritte der demokratischen Ent-
wicklung knüpfte, predigen die Staatschefs den 
Neuanfang der französisch-afrikanischen Bezie-
hungen – und lassen im nächsten Moment die 
Armee zugunsten korrupter Machthaber ein-
schreiten. Doch wer Frankreichs Handeln in 
der Sahel-Zone als neokoloniale Machtpolitik 
abqualifiziert, verkennt, dass Frankreichs Lage 
kompliziert ist. 

Als einzige in Europa betrachtet die Regie-
rung in Paris die Entwicklungen in der Sahel-
Zone seit Jahren mit Sorge. Das „Weißbuch 
zur Verteidigung und nationalen Sicherheit“ 
von 2008 bezeichnet die Region als „kritische 
Zone“ für die Sicherheit Frankreichs. Man-
gelnde staatliche Strukturen, eine Ausweitung 
rechtsfreier Zonen und die Existenz krimineller 
Netzwerke bedrohten, so die Autoren des Regie-
rungsdokuments, die Interessen des Landes. Sie 
begünstigten illegale Migration, die religiöse 
Radikalisierung muslimisch geprägter Gebiete 
und das Erstarken fundamentalistischer Sekten 
in christlichen Regionen. Zudem hätten sie, so 
die Einschätzung in Paris, zur Folge, dass sich 
Ableger des Terrornetzwerks al-Qaida in der 
Sahel-Zone festsetzen und sich Routen für den 
Vertrieb von Drogen und die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen ausprägten.9 Paris 
reagierte: mit Elitesoldaten, Ausbildern für 
Sicherheitskräfte, mit Geld und Material. Seit 
Juli 2010 ist Frankreich „im Krieg mit al-Qaida 
im islamischen Maghreb“.10 

Dass Frankreich heute Krieg in Mali und 
der Zentralafrikanischen Republik führt, liegt 
jedoch zuvorderst in einer Mischung aus Alter-
nativlosigkeit und historischer Verantwortung 
begründet. Allzu gern hätte Paris die militärische 
Konfliktlösung an die westafrikanische Wirt-
schaftsgemeinschaft abgetreten. Deren Streit-
kräfte, die Frankreich im April 2012, als Mali 
infolge eines Militärputsches und dem Auf-
stand der Tuareg faktisch geteilt wurde, gern in 

Stellung gebracht hätte, erwiesen sich als zu 
schwach, um gegen Islamisten der Gruppen 
Ansar Dine und al-Qaida im islamischen Magh-
reb vorzugehen, die in Nord-Mali die Kontrolle 
übernommen hatten. In der Zentralafrikanischen 
Republik zeigte sich nach dem Staatsstreich vom 
März 2013, dass die gut 3.000 Mann starke afri-
kanische Eingreiftruppe schlecht ausgerüstet, 
unkoordiniert und untereinander so zerstritten 
war, dass sie nicht in der Lage war, die Ausbrei-
tung von Chaos und Gewalt im Land aufzuhal-
ten. Auch aus der EU drangen allein Skepsis 
und Abwarten nach Paris. In Deutschland be-
stand parteiübergreifend Konsens, nicht „fran-
zösischen Interessen hinterherzulaufen“. Mali 
und Zentralafrika werden „nicht als der erste 
Kreis deutscher Sicherheitspolitik“ angesehen.11 
Bereits in der Libyen-Krise 2011 hatten die EU-
Staaten Frankreich signalisiert, in akuten Kri-
sensituationen militärisch nicht zur Verfügung 
zu stehen. Was blieb Frankreich, welches sich 
für jahrzehntelange Korruption und Misswirt-
schaft in seinen ehemaligen Kolonien verant-
wortlich fühlt, anderes übrig, als den Gesuchen 
der Regierungsverantwortlichen in Mali und der 
Zentralafrikanischen Republik um militärische 
Unterstützung Rechnung zu tragen?12 

 
Finanzielle Überlastung 

Die zögerliche Haltung der französischen 
Regierungsverantwortlichen, militärisch in bei-
den Konflikten einzugreifen, wird verständlich 
vor dem Hintergrund einer Haushaltslage, die 
extrem angespannt ist. 

Schon lange bemüht man sich in Paris darum, 
die Kosten für die Auslandseinsätze der eigenen 
Streitkräfte zu reduzieren. Verteidigungsminister 
Jean-Yves LeDrian hatte etwa Mitte Oktober 
2012 bekanntgegeben, dass der Abzug der 
französischen Kampftruppen aus Afghanistan 
im Jahr 2013 auch finanziellen Erwägungen ge-
schuldet sei. Eine Rückholung der 1.500 fran-
zösischen Kampftruppen ermögliche den Streit-
kräften, über 90 Mio. Euro einzusparen.13 Ein 
Jahr später, am 31. Oktober 2013, kündigte die 
französische Regierung an, das der deutsch-
französischen Brigade angehörende 110. franzö-
sische Infanterieregiment im Verlauf des Jahres 
2014 aus dem deutschen Standort Donau-
eschingen abzuziehen. Die etwa 5.500 Mann 
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starke Brigade war auf dem 50. deutsch-franzö-
sischen Gipfel im November 1983 gegründet 
worden. Sie ist das Symbol, mit dem beide Seiten 
ihren Willen zum Ausdruck bringen, sich auch 
militärisch vertieft integrieren zu wollen. Noch 
heute ist die deutsch-französische Brigade der 
weltweit einzige integrierte einsatzfähige Groß-
verband.14 Dass Paris sein 1.200 Mann umfas-
sendes Jägerbataillon nunmehr aus der Brigade 
abzieht und nach Frankreich zurückverlegt, ist 
ein weiterer Ausweis seiner finanziellen Eng-
pässe. Der Unterhalt des Infanterieregiments ist 
in Deutschland drei Mal höher als in Frank-
reich.15 

Ende 2013 schließlich beschlossen die politi-
schen Verantwortungsträger in Paris, das Budget 
für die Auslandseinsätze der französischen Streit-
kräfte deutlich zu reduzieren. Bislang sieht der 
französische Verteidigungsetat für die Aus-
landseinsätze seiner Streitkräfte eine Dotierung 
von 630 Mio. Euro vor. Dass dieser Betrag viel 
zu knapp bemessen ist, verdeutlicht der Blick 
auf die Ausgaben des Jahres 2011. Hier betru-
gen die Aufwendungen der Streitkräfte für Aus-
landseinsätze in Kosovo, Elfenbeinküste, Sahel, 
Libanon, Libyen, dem indischen Ozean und 
Afghanistan insgesamt 1,3 Mrd. Euro.16 Für die 
kommenden fünf Jahre ist jedoch vorgesehen, 
die Haushaltsmittel für Auslandseinsätze auf 
450 Mio. Euro zu kürzen. 

 
AUF DEM WEG ZU EINER KLEINEREN,  
ABER BESSER AUSGESTATTETEN ARMEE?  
VERTEIDIGUNGSWEIßBUCH UND  
MILITÄRISCHES PROGRAMMGESETZ 

Dass Frankreich seinen internationalen An-
sprüchen in Zukunft gleichwohl weiter gerecht 
werden kann, darum bemüht sich die Regie-
rung von Staatspräsident François Hollande 
seit ihrem Amtsantritt. Am 13. Juli 2012 ordnete 
der Präsident die Redaktion eines neuen Vertei-
digungsweißbuches an. Es ist das vierte Mal in 
der Geschichte der V. Republik, dass die Staats-
führung eine Überprüfung der strategischen 
Grundlagen von Frankreichs Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik anordnet. Im ersten Weiß-
buch, welches 1972 erschien, schrieb das Land 
die nukleare Abschreckung als Bestandteil sei-
ner Sicherheits- und Verteidigungspolitik fest. 
Das 1994 veröffentlichte Weißbuch untersuchte 

die Konsequenzen, welche sich aus dem Ende 
des Ost-West-Konflikts für die Sicherheit Frank-
reichs und Europas ergeben. Das dritte Weiß-
buch, welches unter der Präsidentschaft Nico-
las Sarkozys erarbeitet und 2008 veröffentlich 
wurde, stellt erstmals eine Verknüpfung her 
zwischen der Verteidigung und der nationalen 
Sicherheit. Entsprechend schreibt es der Aufklä-
rung eine besondere Rolle zu. Darüber hinaus 
öffnet es den Weg für die vollständige Rückkehr 
Frankreichs in die militärische NATO-Integra-
tion, für die es sich explizit ausspricht.17 

Aus zwei Gründen hielt es François Hollande 
nur vier Jahre nach Erscheinen des „Weißbuch 
über die Verteidigung und die nationale Sicher-
heit“ für wichtig, die Aussagen des Dokuments 
aus dem Jahr 2008 überprüfen zu lassen: Zum 
einen haben sich seit der Veröffentlichung des 
Weißbuchs von Nicolas Sarkozy gewichtige 
geostrategische Veränderungen ergeben. Dazu 
zählen aus französischer Sicht insbesondere der 
weiter rasch voranschreitende Aufstieg Chinas, 
welches sich zunehmend auch in der Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik zu einer Groß-
macht entwickelt, die Abwendung der USA 
von Europa zugunsten des asiatisch-pazifischen 
Raums sowie die Umbrüche in der arabischen 
Welt. Zum anderen zwingen die wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten des Landes Frankreich 
dazu, seine Militärausgaben anzupassen. Der 
Weißbuchkommission erteilte François Hollande 
den Auftrag, Frankreich aus der „Verneinung 
der Realitäten“ zu führen und ein sicherheits- 
und verteidigungspolitisches Projekt aufzu-
zeigen, welches das Land auch finanzieren 
könne.18 

 
Strategische Prioritäten Frankreichs 

Es waren die Umbrüche in der arabischen 
Welt und die mit ihnen verbundenen französi-
schen Militärinterventionen in Libyen und Mali 
sowie die lahmende Konjunktur und die rasant 
steigende Staatsverschuldung, welche die Arbei-
ten am neuen Weißbuch erheblich in die Länge 
zogen. Die 46 Mitglieder der Weißbuchkom-
mission waren beauftragt, das neue Strategie-
dokument bis Anfang 2013 zu erarbeiten und 
dem Ministerrat vorzulegen. Tatsächlich konnte 
das neue Dokument jedoch erst am 29. April 
2013 an den Präsidenten übergeben werden. 
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Das neue Weißbuch hält im Prinzip an den 
strategischen Prioritäten seines Vorgängerdoku-
mentes fest – Schutz, Aufklärung, Prävention, 
Abschreckung und Intervention. Gleichzeitig 
stellt es jedoch den Schutz des Territoriums, die 
Aufrechterhaltung der nuklearen Abschreckung 
mit ihren beiden Komponenten (See und Luft) 
sowie die Fähigkeit der Streitkräfte zu externen 
Interventionen als Schwerpunkte heraus.19 

Um das französische Staatsgebiet sowie die 
französischen Staatsangehörigen bestmöglich vor 
Angriffen zu schützen, plant Frankreich, seine 
Fähigkeit zur Frühwarnung und Ausklärung zu 
stärken. Das Verteidigungsweißbuch von 2013 
stellt heraus, dass hierzu die Geheimdienste ge-
stärkt und Aufklärungssysteme im Weltall sowie 
elektronische Überwachungsmaßnahmen ver-
bessert werden müssen. Das Ausbrechen neuer 
Krisen und Konflikte in Europas unmittelbarer 
Nachbarschaft hat für die Autoren des Vertei-
digungsweißbuches im Jahr 2013 die Fähigkeit 
zur Aufklärung in Echtzeit besonders dringlich 
gemacht. 

Zum Schutz des Territoriums wie der Bür-
ger zählt in Frankreich auch die Sicherheit des 
Internets. Aufbauend auf dem Weißbuch von 
2008 wird auch im Dokument von 2013 die 
Notwendigkeit betont, technische Kapazitäten 
zur Identifizierung der Urheber von Cyberatta-
cken weiterzuentwickeln und die entsprechend 
offensiven Fähigkeiten potenzieller Gegner ab-
zuschätzen. Bereits im Weißbuch 2008 wurde 
die Sicherheit von Netzwerken als künftige Prio-
rität definiert. Nun wird Frankreich eine neue 
Organisation im Bereich Cybersicherheit schaf-
fen, die nicht nur defensiven Charakter hat. 

Die nukleare Abschreckung bleibt auch wei-
terhin eine Priorität französischer Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik. Noch während der 
Erarbeitung des Weißbuchs wurde darüber 
spekuliert, dass Frankreich nicht länger in der 
Lage sei, die beiden Komponenten seiner nuk-
learen Abschreckung – see- und luftgestützt – zu 
finanzieren. Doch stellte François Hollande 
alsbald klar, dass er, wie alle Präsidenten vor 
ihm, an beiden Komponenten der nuklearen 
Abschreckung festhält. Zur Aufrechterhaltung 
der nuklearen Abschreckungsfähigkeit seines 
Landes erklärte er sich bereit, die finanziellen 
Ausgaben für die beiden Nuklearkapazitäten 

Frankreichs von jährlich 3,7 Mrd. Euro – diese 
Summe entspricht 26 % der Ausgaben des 
Ausrüstungsbudgets des Verteidigungsministe-
riums – beizubehalten. Zudem sprach er sich 
dafür aus, die bereits unter Nicolas Sarkozy be-
schlossene Modernisierung der Nuklearwaffen 
fortzusetzen.20 

Mit Blick auf die Fähigkeiten des Landes zum 
militärischen Eingreifen in Krisen und Konflik-
te stellt das neue Weißbuch heraus, dass Asien 
als geostrategischer Schwerpunkt französischer 
sicherheits- und verteidigungspolitischer Ein-
flussnahme im Vergleich zum Dokument von 
2008 an Bedeutung verloren hat. Deutlich 
wichtiger geworden ist für Frankreich hingegen 
der afrikanische Kontinent mit seinen zahlrei-
chen Krisen und Konflikten. 

Damit das Land auch künftig mit militäri-
schen Mitteln in Krisen in seinem unmittelbaren 
regionalen Umfeld eingreifen kann, seien, so 
streicht das Weißbuch heraus, Investitionen 
dringend geboten. Die Operationen in Libyen 
und Mali hätten einmal mehr verdeutlicht, wie 
sehr auch Frankreich von der militärischen Un-
terstützung der USA abhänge. Ohne die Hilfe 
Washingtons wäre Paris nicht in der Lage gewe-
sen, den Libyen-Einsatz der NATO über einen 
Zeitraum von sechs Monaten zu leiten. Allein 
die militärischen Fähigkeiten der USA – Marsch-
flugkörper, Drohnen und elektronische Krieg-
führung – hätten Paris zum Erfolg in Libyen 
verholfen. Entsprechend müsse Frankreich seine 
Führungsmittel, Informationssysteme, nachrich-
tendienstlichen Informationen, Überwachung, 
Zielerfassung und Aufklärung verbessern. Die 
„Opération Serval“ in Mali habe den Mitglie-
dern der Weißbuchkommission verdeutlicht, 
dass Streitkräfte auch kurzfristig einsatzfähig 
zur Verfügung stehen und über große Entfer-
nungen operieren können müssen. Profitiert 
habe Frankreich in Mali gleichwohl von dem 
Umstand, dass die 2008 von Nicolas Sarkozy 
beschlossene Schließung französischer Militär-
basen in Afrika am Widerstand lokaler Macht-
haber gescheitert sei, die allesamt davor warn-
ten, dass diesem Schritt politische Instabilitäten 
folgen könnten. So konnte Frankreich bei sei-
nem Eingreifen in Mali auf eigene Kräfte zurück-
greifen, die in Burkina Faso, Tschad und der 
Elfenbeinküste stationiert waren.21 
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Umstrukturierungen der Streitkräfte 
Um die als dringend erachteten militärischen 

Fähigkeiten beschaffen zu können, schlagen die 
Autoren des Verteidigungsweißbuchs vor, Ein-
schnitte bei vorhandenen militärischen Fähig-
keiten vorzunehmen und die Teilstreitkräfte 
Heer, Marine und Luftwaffe zu verkleinern und 
neu zu organisieren. 

Insbesondere Luftwaffe und Marine sind ge-
fordert, Opfer zu erbringen. So ist die Luftwaffe 
gehalten, die Lebensdauer ihrer neuen Mirage-
Kampfflugzeuge zu verlängern, die über ihre 
Laufzeit hinaus einem so genannten „retrofit“ 
unterzogen werden. Die Zuführung der mo-
dernen Kampfflugzeuge vom Typ Rafale wird 
fortgesetzt. Jedoch muss die Luftwaffe auch hier 
mit einer deutlich geringeren Anzahl an Flug-
zeugen rechnen. Das Weißbuch sieht vor, allen-
falls 225 Flugzeuge, nicht aber die ursprünglich 
geplanten 286 Flugzeuge zu beschaffen. Die 
Marine wird lediglich 10 neue Fregatten erhal-
ten; drei weniger, als im Weißbuch von 2008 
eingeplant.22 

Des Weiteren wird der Umfang der Streit-
kräfte weiter reduziert. Die bis dato in diesem 
Umfang einzigartige „Deflation des Personalbe-
standes“, die bereits unter der Regierung von 
Nicolas Sarkozy eingeleitet worden war, wird 
fortgesetzt. Das neue Weißbuch legt für die 
kommenden sechs Jahre eine weitere Einspa-
rung von 34.000 Dienstposten vor. Allein 2014 
will Paris in der französischen Armee 7.881 mi-
litärische wie zivile Dienstposten einsparen. Bis 
zum Jahr 2019 werden die Streitkräfte dann 
um 33.675 Personen verkleinert. Diese Redu-
zierung des Streitkräfteformats muss gleichsam 
addiert werden zu der bereits im Jahr 2008 
angeordneten Streichung von 54.000 militäri-
schen Dienstposten. Zwischen 2009 und 2019 
werden die französischen Streitkräfte somit 
knapp 80.000 Stellen und damit insgesamt ein 
Viertel ihres Personals, abbauen müssen. Das 
Militär, welches etwa 10 % des französischen 
Beamtenapparates ausmacht, wird somit 60 % 
des Personalabbaus im öffentlichen Dienst des 
Landes tragen.23 

Abstriche müssen die Streitkräfte ferner 
mit Blick auf ihre Einsatzfähigkeit hinnehmen. 
So wird das avisierte Ziel aufgegeben, bis zu 
30.000 Bodentruppen und 70 Kampfflugzeuge 

für eine größere Operation einsetzen zu können. 
Stattdessen werden Operationen in kleinerem 
Umfang angepeilt. Dafür wird Frankreich 5.000 
schnell einsatzfähige Truppen unterhalten, aus 
denen kurzfristig Verbände von 2.300 Mann 
für Operationen bis zu sieben Tagen Dauer 
formiert werden können. Für längere Operatio-
nen sind 7.000 Mann Bodentruppen mit zirka 
12 Kampfflugzeugen, einer Fregatte, einem Jagd-
U-Boot sowie einem Transport- und Komman-
doschiff und auch Spezialeinheiten vorgesehen. 
Frankreich plant, gleichzeitig drei Operationen 
des Typs „Serval“ in Mali durchführen zu kön-
nen und die 7.000 Soldaten auf drei Opera-
tionsfelder verbringen zu können. Für größere 
Operationen, etwa zur Durchsetzung von 
Zwangsmaßnahmen, werden ein Heeresverband 
von zwei Brigaden mit 15.000 Soldaten, etwa 
34 Kampfflugzeugen, einem Flugzeugträger, 
zwei Transport- und Kommandoschiffen sowie 
Spezialeinsatzkräfte zur Verfügung stehen.24 

Kritiker des Weißbuches zweifeln jedoch 
daran, dass diese Einsatzplanungen realistisch 
sind. Führende Militärs äußern die Befürchtung, 
dass die Zeiten für die operative Vorbereitung – 
Flugstunden, Trainingsmaßnahmen – den Spar-
zwängen zum Opfer fallen und die Streitkräfte 
entsprechend nicht im geplanten Umfang ein-
satzfähig sein werden.25 Aufgrund der finanziel-
len Schwierigkeiten der öffentlichen Haushalte 
werden weitere Einschnitte befürchtet. In mili-
tärischen Kreisen wird damit gerechnet, dass 
im Anschluss an die französischen Kommu-
nalwahlen Ende März 2014 weitere Kürzungen 
bekannt gegeben werden, insbesondere die 
Schließung von Standorten. 

 
Das militärische Programmgesetz 2014-2019 

Diese Befürchtungen versucht der französi-
sche Verteidigungsminister Jean-Yves LeDrian 
zu zerstreuen. Bei der Vorstellung des militäri-
schen Programmgesetzes 2014-2019, in dem die 
strategischen Ziele des Weißbuchs in planeri-
sche wie finanzielle Kennzahlen umgesetzt wer-
den, sicherte er den Streitkräften im Sommer 
2013 zu, dass sich Frankreich, wenn es den 
vorgegebenen Budgetrahmen einhält, unter den 
wichtigsten sicherheits- und verteidigungspoliti-
schen Ländern der Welt halten wird. In Europa 
werde es den ersten Platz als gewichtigster Ver-
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teidigungsakteur einnehmen. Schließlich rühmt 
sich die Regierung auch dafür, die wichtigsten 
Rüstungsverträge aufrechterhalten zu können, 
wenngleich diese zeitlich nach hinten gestreckt 
werden.26 

Für den Zeitraum zwischen 2014 und 2019 
sieht das militärische Programmgesetz einen 
Verteidigungshaushalt von 190 Mrd. Euro vor. 
Es hält fest, dass das Budget in den kommen-
den Jahren auf dem Niveau des Jahres 2013, 
somit bei 31,4 Mrd. Euro jährlich, gehalten 
wird. Ab dem Jahr 2016 soll das Budget ein 
wenig ansteigen, um 2019 schließlich 32,5 Mrd. 
Euro zu betragen. Das Verteidigungsbudget 
beläuft sich weiterhin auf 1,5 % des BNP. 
Schließt man die Pensionszahlungen ein, wie 
dies in den Budgetplanungen der NATO üblich 
ist, liegt der Etat künftig bei 1,76 % des BNP. 
Gegenwärtig beträgt er 1,9 %.27 

Doch sind gewichtige Zweifel an den Kenn-
zahlen des militärischen Programmgesetzes 
angebracht. Die vorgesehenen Budgetzahlen 
können allein dann erreicht werden, wenn es 
dem Verteidigungsministerium gelingt, „Son-
dereinnahmen“ in Höhe von 6,1 Mrd. Euro zu 
erzielen. Das Ministerium muss Gebäude und 
Liegenschaften veräußern und Hertz-Frequen-
zen ebenso verkaufen wie Beteiligungen an pri-
vaten Firmen. So plant der französische Staat, 
sich von Airbus-Unternehmensanteilen im Wert 
von etwa 1,2 Mrd. Euro zu trennen. Entschei-
dend ist jedoch insbesondere der Verkauf der 
Rafale-Kampfflugzeuge. So räumt der Verteidi-
gungsminister, der seit Antritt der sozialisti-
schen Regierung im Mai 2012 bereits drei Mal 
in Saudi-Arabien zu Verkaufsgesprächen war, 
offen ein, dass der Erfolg des militärischen Pro-
grammgesetzes am Export des Kampffliegers 
hängt. Skepsis ist also angebracht. Weder hat 
das Finanzministerium seine Zustimmung dazu 
gegeben, dass die Erlöse dieser Verkäufe tat-
sächlich dem Verteidigungsetat zugeführt wer-
den können, noch kann das Militär davon aus-
gehen, dass die geplanten Einnahmen zeitnah 
und in der avisierten Höhe erfolgen. So gehen 
Experten bereits jetzt davon aus, dass der jähr-
liche Verteidigungsetat zwischen 1 und 3 Mrd. 
Euro geringer ausfallen wird als angenommen. 
In der Vergangenheit ist es Frankreich zudem 
noch nie gelungen, ein militärisches Programm-

gesetz vollständig auszuführen. Die vorangegan-
genen Gesetze wurden während ihrer Laufzeit 
finanziell immer wieder nach unten korrigiert. 
Als Faustregel gilt, dass den 5-jährigen Pro-
grammgesetzen die Finanzierung des letzten 
Jahres, allzu oft gar der letzten beiden Jahre 
fehlte. Ein Blick auf die Umsetzung des Militä-
rischen Programmgesetzes 2008-2013 verdeut-
licht, dass von den dort eingeplanten 3,47 Mrd. 
Euro „Sondereinnahmen“ lediglich 980 Mio. 
Euro erzielt wurden.28 Zu diesen wenig opti-
mistischen Zahlen gesellt sich ein gewaltiges 
Finanzierungsloch, welches in den vergangenen 
Jahren immer weiter angewachsen und Schät-
zungen zufolge bei ebenfalls mindestens 3 Mrd. 
Euro liegt. 

 
SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Frankreich erhebt weiterhin den Anspruch, 
die internationalen Beziehungen durch eine ak-
tive Außen- und Sicherheitspolitik zu bestim-
men. Zu den wichtigsten Instrumenten hierfür 
zählen die Streitkräfte des Landes. Die schwache 
Wirtschaftsleistung und die damit verbundene 
hohe Verschuldung des Staates beschneiden 
gleichwohl die Handlungsfähigkeit der franzö-
sischen Armee. Um einen tragfähigen Kom-
promiss zwischen Gestaltungsanspruch und 
Haushaltsdisziplin bemüht sich die sozialisti-
sche Regierung unter Präsident Hollande seit 
ihrer Amtsübernahme im Mai 2012. Das im 
April 2013 veröffentlichte Weißbuch „Vertei-
digung und nationale Sicherheit“ und das im 
Dezember 2013 verabschiedete militärische Pro-
grammgesetz 2014-2019 zeichnen den Weg für 
finanzierbare Streitkräfte vor. Beide Dokumen-
te machen deutlich, dass auch die letzte ver-
bliebene Militärmacht in Europa künftig Krisen 
allenfalls im Umfang derjenigen im Mali und 
der Zentralafrikanischen Republik wird bearbei-
ten können. Daher wird auch aus Frankreich 
der Ruf nach militärischer Integration in Europa 
immer lauter – Aufgabe und Chance zugleich 
für die deutsch-französische Partnerschaft. 

 
|||||  DR. RONJA KEMPIN 

Stiftung Wissenschaft und Politik, Berlin 
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